
 
Beschluss 23.05.14 LSG Niedersachsen-Bremen (Einreise zum Zwecke der Arbeitssuche) 

 
Sehr geehrter Herr Thomé, 
 
anliegend überreiche ich einen von mir erwirkten Beschluss des 8. Senats des LSG Niedersachen-
Bremen (LSG) vom 23.05. 2014 (L 8 SO 129/ 14 B ER), mit  dem die Stadtgemeinde Bremen als 
Sozialhilfeträger zur vorläufigen Erbringen von Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts 
verurteilt  wurde. Folgende Anmerkungen zu der Entscheidung: 
 
Der für Bremen für das SGB II zuständige 15. Senat des LSG verurteilte – im Unterschied zu den für 
Niedersachsen zuständigen Senaten – bis November 2013 in ständiger Rechtsprechung das Jobcenter 
Bremen auf Grundlage einer Rechtsfolgenabwägung zur vorläufigen Leistungserbringung. M it  einem 
Beschluss vom 15.11.2013 (L 15 AS 365/ 13 B ER, frei zugänglich über www.sozialgerichtsbarkeit .de) 
wurde diese Rechtsprechung zum Ausschlusstatbestand gemäß § 7 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 SGB II 
aufgegeben. Das LSG lehnt seitdem Eilanträge gegen das Jobcenter ab, und zwar ohne – obwohl dies 
hilfsweise beantragt war – den Sozialhilfeträger beizuladen und zu verurteilen. Dabei wurde 
angenommen, dass gleichzeit ig der Ausschlusstatbestand gemäß § 21 Satz 1 SGB XII greift  und keine 
Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts beansprucht werden können. Verfassungsrecht lich 
höchst problematisch an der Entscheidung vom 15.11.2013 war insbesondere, dass darin ausgeführt  
wurde, dass sich die unabweisbar gebotenen Leistungen als s.g. „Überbrückungsleistungen“ bei 
möglicher und zumutbarer Rückkehr in das Heimatland i.d.R. lediglich auf die Übernahme der Kosten 
der Rückreise und des bis dahin erforderlichen Aufenthalts beschränken können, bei einer 
Unmöglichkeit der Rückkehr längerfristige Leistungen sich am AsylbLG zu orientieren hätten. 
 
Dem ist der 8. Senat nunmehr entgegengetreten und hat den Antragstellern die volle Regelleistung 
unter Anrechnung des ab April 2014 bewilligten Kindergeldes zugesprochen. In der Entscheidung wird 
mit erfreulicher Deutlichkeit klargestellt, dass § 21 Satz 1 SGB XII nicht in den Fällen eines 
Leistungsausschlusses nach § 7 Abs. 1 Satz 2 NR. 2 SGB II zum Tragen kommt. 
 
Die Ausführungen des 8. Senats zum Leistungsanspruch selbst beziehen sich  auf das 
Gleichbehandlungsgebot aus Art . 1 EFA. Bei den Antragstellern handelte es sich um italienische 
Staatsangehörige, also eines Signatarstaates des EFA. 
 
Für Staatsangehörige aus Staaten, die das EFA nicht rat ifiziert  haben, dürfte sich ein 
Leistungsanspruch unmit telbar aus Art . 1 Abs. 1 GG i.V.m. dem Sozialstaatsprinzip bzw. der dazu 
ergangenen Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts ergeben (vgl. BVerfG v. 09.02.2010 – 
1BvL 1/ 09 „ Regelsatzentscheidung“ ; v.18.07.2012 – 1 BvL 10/ 1 „ AsylbLG-Entscheidung“ ).  
 
Hinsichtlich der Beiladungs-Problematik macht der 8. Senat deutlich, dass er in künft igen Eilverfahren 
gegen den Sozialhilfeträger wohl das Jobcenter Bremen beiladen und verurteilen wird. 
 
Die Entscheidung ist  auch deshalb lesenswert, weil sie einen sehr gründlichen und aktuellen 
Überblick zum Thema Ausschluss von Leistungen für EU-Bürger gibt .  
 
In der Beratungspraxis in Bremen und Niedersachsen sollte Ausländerinnen und Ausländern, die 
ausschließlich zum Zwecke der Arbeitssuche eingereist  sind, dazu geraten werden, nicht nur einen 
Leistungsantrag beim Jobcenter, sondern gleichzeit ig auch beim Sozialamt (Bremen: Amt für Soziale 
Dienste) zu stellen. Dabei sollte gegenüber den Behörden, um den Vorwurf eines 
versuchten  Sozialleistungsbetrugs zu vermeiden, auf die doppelte Antragstellung hingewiesen 
werden. Prozessual besteht dann die M öglichkeit , beim Sozialgericht im Wege des einstweiligen 
Rechtsschutzes sowohl gegen das Jobcenter als auch gegen den Sozialhilfeträger vorzugehen. Im 
Hinblick auf die verfassungsrecht lich äußerst bedenkliche  Rechtsprechung des 15. Senats zur 

www.sozialgerichtsbarkeit.de


eingeschränkten Höhe und Dauer der „ Überbrückungsleistung“  ist  dabei – zumindest in Bremen – ein 
gericht liches Vorgehen gegen den Sozialhilfeträger zu empfehlen. 
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